
gilt es also, in der gerichtlichen Tätigkeit einiges auf­
zuholen, ohne daß damit einer undifferenzierten und 
formellen Praxis das Wort geredet werden soll. So 
bedarf es z. B. im Strafbefehlsverfahren bei Straftaten 
nach § 200 StGB grundsätzlich nicht einer vorherigen 
Aussprache mit dem Täter unter Beteiligung gesell­
schaftlicher Kräfte aus dem Betrieb und Wohngebiet. 
Wichtig aber bleibt nach wie vor, daß durch geeignete 
Maßnahmen (z. B. durch entsprechende Informationen) 
gesichert wird, daß der durch die Maßnahmen des Ge­

richts eingeleitete Prozeß zur Herausbildung eines ver­
kehrsgerechten und verantwortungsbewußten Verhal­
tens im Straßenverkehr durch die Kräfte der Gesell­
schaft genutzt und fortgeführt wird. So erweist sich 
die gerichtliche Tätigkeit als ein positiver Faktor bei 
der Erziehung der Bürger zu einem sozialistischen Ver­
kehrsverhalten, das durch Aufmerksamkeit und Rück­
sichtnahme gegenüber anderen charakterisiert ist, zur 
Erhöhung der Verkehrssicherheit beiträgt und damit 
im Endziel zur Senkung der Verkehrsunfälle führt.

Aus der Praxis — für die Praxis

Gewährleistung von Ordnung und Sicherheit 
durch die Volksvertretungen der Städte
Das Programm über die komplexe 
Zusammenarbeit aller staatlichen 
und wirtschaftsleitenden Organe bei 
der systematischen Zurückdrängung 
der Kriminalität und zur Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicherheit, 
das der Kreistag von Gotha im Jahre 
1969 beschlossen hatte, wurde dort 
am besten verwirklicht, wo es fester 
Bestandteil der Leitungstätigkeit ist 
und die Erfahrungen der Rechts­
pflegeorgane in echter Gemein­
schaftsarbeit genutzt werden.
So werden z. B. in der Stadt Walters­
hausen die Aufgaben zur Gewähr­
leistung von Ordnung und Sicher­
heit seit dem Jahre 1967 in den jähr­
lichen Volkswirtschafts- und Haus­
haltsplan aufgenommen. Auf dieser 
Grundlage sorgt die Stadtverordne­
tenversammlung dafür, daß die zen­
tralen und eigenen Beschlüsse von 
den Betrieben und Einrichtungen 
konsequent durchgesetzt werden. 
Probleme der Ordnung und Sicher­
heit werden nach exakter Vorberei­
tung seit 1967 jährlich einmal als 
einziger Tagesordnungspunkt der 
Stadtverordnetenversammlung be­
raten.
In der Tagung der Stadtverordneten­
versammlung am 17. März 1971 
wurde z. B. von Abgeordneten beant­
ragt, im 1. Halbjahr 1971 in allen 
größeren volkseigenen Betrieben und 
in den drei LPGs eine Sicherheits­
konferenz durchzuführen. Ausgangs­
punkt dieses Antrages waren Män­
gel und Fehler, die die Abgeordne­
ten in Vorbereitung der Plenarta­
gung in den Betrieben festgestellt 
hatten. Der Rechenschaftsbericht 
eines Werkleiters wurde von der 
Volksvertretung nicht bestätigt, weil 
das, was die Abgeordneten in die­
sem Betrieb selbst festgestellt hat­
ten, im Widerspruch zum Rechen­
schaftsbericht des Leiters stand. 
Nach anfänglichen Auseinander­
setzungen mit einigen Betriebslei­
tungen, die die Meinung vertraten, 
nur ihre VVB sei berechtigt, die 
Durchführung einer Sicherheitskon­
ferenz anzuordnen, entwickelten die 
Betriebe auf der Grundlage des Be­
schlusses der Stadtverordnetenver­
sammlung eine gute Initiative. So 
wurde z. B. im VEB Gummikombi­
nat Thüringen in Anwesenheit von 
Vertretern der VVB, der örtlichen

Organe des Kreises und der Stadt 
sowie von Mitarbeitern der Rechts­
pflegeorgane des Bezirks und des 
Kreises über die Gewährleistung von 
Ordnung, Disziplin und Sicherheit 
beraten. Im Ergebnis dieser Bera­
tung wurden kontrollierbare und 
abrechenbare Aufgaben festgelegt, 
die den Vorstellungen und Hinwei­
sen der Volksvertretung ent­
sprachen.
Inzwischen wurden in allen volks­
eigenen Betrieben und in den drei 
LPGs Sicherheitskonferenzen mit 
zum Teil hohem Niveau durchge­
führt.
Auch die Ständige Kommission Ord­
nung und Sicherheit der Volksver­
tretung von Waltershausen leistet 
unter der Leitung eines Schöffen des 
Bezirksgerichts Erfurt eine selb­
ständige und verantwortungsbe­
wußte Arbeit. Sie hält Verbindung 
mit der Deutschen Volkspolizei, der 
Schiedskommission der Stadt, den 
Konfliktkommissionen der Betriebe 
und nicht zuletzt mit den Leitern 
der Rechtspflegeorgane des Kreises 
Gotha.
Seit Anfang 1970 sind die Rechts­
pflegeorgane des Kreises Gotha 
unter Leitung des Kreisstaatsanwalts 
dazu übergegangen, in Vorbereitung 
bedeutender Plenartagungen der 
Volksvertretungen zu Fragen des 
Handels, des Bauwesens u. a. ver­
dichtete Informationen über Ord­
nungswidrigkeiten, Kriminalitäts­
erscheinungen sowie deren Ursachen 
und Bedingungen zu erarbeiten und 
den örtlichen Organen zuzuleiten. 
Diese Arbeitsweise trug mit dazu bei, 
daß die Volksvertretungen besonders 
in den Städten Gotha und Walters-

Der VIII. Parteitag der Sozialisti­
schen Einheitspartei Deutschlands 
hat deutlich gemacht, daß die wach­
sende Rolle und Verantwortung der 
Gewerkschaften von der wachsen­
den Rolle der Arbeiterklasse unter 
Führung ihrer marxistisch-leni­
nistischen Partei nicht zu trennen 
ist, denn ein „beträchtlicher Teil des 
Einflusses der führenden Klasse auf 
Wirtschaft und Gesellschaft ver-

hausen, aber auch in anderen Ge­
meinden die Betriebe ihres Terri­
toriums veranlassen konnten, die Ge­
währleistung von Ordnung und 
Sicherheit zum Bestandteil ihrer Lei­
tungstätigkeit zu machen, so wie es 
vom VIII. Parteitag der SED gefor­
dert wird.
Der Einfluß, den die Volksvertre­
tung der Stadt Waltershausen auf 
die Betriebe nimmt, zeigt sich auch 
darin, daß sich unter Leitung der 
Ständigen Kommission Ordnung und 
Sicherheit Mitglieder der Schieds­
kommission, der Konfliktkommis­
sionen und der Ausschüsse der Natio­
nalen Front aller Wohnbezirke zwei- 
bis dreimal jährlich zu einem Er­
fahrungsaustausch treffen. Diese Er­
fahrungsaustausche werden von 
Staatsanwälten und Richtern ge­
nutzt, um Erkenntnisse zu vermit­
teln, aber auch selbst zu gewinnen. 
Dadurch hat auch das Sachgebiet 
Inneres des Rates der Stadt eine 
relativ gute Übersicht über Rechts­
verletzungen in den einzelnen Be­
reichen.
An den Beratungen der Schiedskom­
mission der Stadt Waltershausen 
nehmen Mitglieder der Ständigen 
Kommission Ordnung und Sicher­
heit und der Nationalen Front regel­
mäßig teil, um die Ursachen, die zu 
Konflikten führen, kennenzulernen 
und gemeinsam mit Bürgern aus den 
Wohnbezirken zu überwinden. Diese 
Arbeitsweise, die bei der Bevölke­
rung einen starken Widerhall findet, 
wird in den Städten Gotha, Fried­
richroda und Ohrdruf ebenfalls 
praktiziert, natürlich noch mit unter­
schiedlichen Ergebnissen.

ERNST BECKER, Bürgermeister
der Stadt Waltershausen
HERBERT STEPHANUSBERG,
Staatsanwalt des Kreises Gotha

wirklicht sich entsprechend unserer 
sozialistischen Verfassung mit Hilfe 
der Gewerkschaften im Alltag ge­
werkschaftlicher Tätigkeit“/1/. Ein 
gebettet in diesen Alltag gewerk­
schaftlicher Tätigkeit liegt ihre Ver­
antwortung für die Durchsetzung des 
sozialistischen Rechts. Dabei kommt
/1/ E. Honecker, Bericht des Zentral­
komitees an den ѴШ. Parteitag der SED. 
Berlin 1971, S. 58.
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